
79 – 1921-05-05 

Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  7 9  

vom 5. Mai 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r sowie die Bundesminister Dr. R a m e k, Dr. P a l t a u f, Dr. 

G r i m m, Dr. R e s c h, V a u g o i n, Dr. G r ü n b e r g e r und Dr. P e s t a. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. P a n t z; 

ferner zu Punkt 1: vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. 

S c h w a r z w a l d. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 11.00 – 13.30 

 

Reinschrift (7 Seiten), Konzept, keine Präsenzliste, einfaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll  

 

I n h a l t: 

1. Die Vorschläge der Völkerbunddelegierten und das Finanzprogramm der 

Bundesregierung. 

2. Beschlüsse des Tiroler Landtages, betreffend die Aufnahme eines Anlehens von 10 

bezw. 40 Millionen Kronen zur Beschaffung eines Betriebskapitals für die neu errichtete 

Tiroler Landesbank. 

3. Anhaltung von Weizentransporten in Aachen durch die interalliierten 

Besatzungsbehörden. 

 

Beilagen 

Beilage zu Punkt 1, [Bundesministerium für Finanzen], ohne Zahl, Antwortnote der 

Bundesregierung auf die Vorschläge der Völkerbunddelegierten und das Finanzprogramm der 
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Bundesregierung vom 5. Mai 1921 (4 ½ Seiten); Budgetäre Maßnahmen auf Grund des 

Finanzplanes (3 Seiten); Auszug des Neuen Wiener Tagblatts vom 1. Mai 1921 (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2, Bundesministerium für Inneres und Unterricht, ohne Zahl, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite) Beschlüsse des Tiroler Landtages vom 27. September 

1919 und 20. Jänner 1921, betreffend die Aufnahme eines Anlehens von 10 bzw. 40 

Millionen Kronen zur Beschaffung eines Betriebskapitals für die neu errichtete Tiroler 

Landesbank 

 

1. 

Die Vorschläge der Völkerbunddelegierten und das Finanzprogramm der Bundesregierung. 

B.-M. Dr. G r i m m erörtert einleitend die Entwicklung des vom Bundesministerium für 

Finanzen aufgestellten und heute unterbreiteten Finanzprogramms. Das von den in Wien 

weilenden Delegierten der Finanzkommission des Völkerbundes der Regierung am 28. v. M. 

übergebene und inzwischen auch in der Presse veröffentlichte Memorandum als bekannt 

voraussetzend, legt Redner dar, daß die Aufgabe der Regierung darin gipfle, durch ein 

gleichzeitiges Zusammenwirken von gewissen im Innern zu treffenden Maßnahmen mit der 

im Auslande aufzunehmenden Anleihe und der Errichtung einer Notenbank das 

Gleichgewicht im Staatshaushalte und damit die Stabilisierung der Krone zu erreichen. Durch 

dieses Finanzprogramm, welches in seinen Grundzügen bereits aufgestellt gewesen sei, bevor 

das Memorandum der Delegierten des Völkerbundes vorgelegen sei, solle letzteres nun seine 

Beantwortung finden. Vorher müsse jedoch die formelle Zustimmung und Bindung der 

politischen Parteien erlangt werden. Nach Auffassung des Redners werde die 

sozialdemokratische Partei in den wesentlichsten Belangen ihre Zustimmung nicht versagen, 

so daß die Vorschläge seines Programms wenigstens im Effekte unverändert bleiben würden. 

Die bürgerlichen Parteien hätten, soweit Redner beurteilen könne, eine Gegnerschaft gegen 

seine Pläne nicht erkennen lassen. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß er bei seinen Verhandlungen mit den Parteien bisher 

den Eindruck gewonnen habe, daß das Finanzprogramm im großen und ganzen Annahme 

finden werde. Die sozialdemokratische Partei hätte allerdings den Wunsch geäußert, daß die 

Frist für ihre Stellungnahme bis zum morgigen Tage erstreckt werden möge; bis dahin werde 

die Partei ihre Bemerkungen auch schriftlich formuliert haben. Die Verhandlungen mit den 

bürgerlichen Parteien würden im Laufe des heutigen Tages fortgesetzt werden. 

B.-M. Dr. G r i m m erklärt, daß sich die aus seinen Finanzplänen resultierende politische 

Belastung auf die Parteien ziemlich gleichmäßig verteile. Er bringt sodann nachstehenden 
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Entwurf einer den Delegierten des Finanzkomitees des Völkerbundes seitens der 

österreichischen Regierung zu überreichenden Antwortnote zur Verlesung: 

„Die Regierung versteht die schriftlichen und mündlichen Darlegungen der Delegierten des 

Finanzkomitees des Völkerbundes dahin, daß der seitens der Regierung vorzulegende 

Finanzplan mit den vom Finanzkomitee des Völkerbundes zu organisierenden ausländischen 

Hilfsmaßnahmen ein einheitliches Ganzes bildet, so daß jede der vereinbarten Maßnahmen 

von der Durchführung aller anderen bedingt ist. Die ungeheure Anspannung der Steuerkräfte 

des Landes; die Überwälzung der vollen Lebensmittelpreise auf den Konsum; die daraus 

folgende Verteuerung der Lebenshaltung; die weitgehende Inanspruchnahme des inländischen 

Kapitalmarktes; diese schweren Opfer kann die Regierung und das Parlament der 

Bevölkerung nur dann mit Aussicht auf Erfolg zumuten, wenn die übrigen von den 

Delegierten des Finanzkomitees des Völkerbundes in Aussicht genommenen Maßnahmen 

wirksam in Vollzug kommen und in der Tat zur Heilung des Geldwesens, zur Stabilisierung 

der Valuta und damit zur Gesundung der gesamten Staats- und Volkswirtschaft führen. 

Insbesonders wird dabei angenommen, daß für die nächsten zwei Jahre die notwendigen 

ausländischen Zahlungsmittel bereitgestellt werden, um die Bezahlung der Lebensmittel, 

welche Österreich importieren muß, sicherzustellen und damit sowohl die Beschaffung der 

notwendigen Nahrung, als auch die Entlastung des Valutamarktes sowie einen Beitrag zum 

notleidenden Staatshaushalt bis zur Vollendung seines Neuaufbaues sicherzustellen. Soll 

ferner nicht jeder ernste Finanzplan sofort nach seiner Aufstellung hinfällig und das Werk der 

Valutaregulierung nicht schon im Entstehen kompromittiert werden, so müßte in möglichst 

kurzer Frist der Staat in die Lage kommen, mit der Inanspruchnahme der Notenpresse 

aufzuhören; die fortlaufende Notenvermehrung um etwa 6 bis 7 Milliarden monatlich würde 

sonst in wenigen Monaten die ganze Grundlage eines Finanzplanes wie einer Valutareform 

umstürzen. Die Regierung hält es daher für dringend notwendig, und richtet an das 

Finanzkomitee des Völkerbundes die dringende Bitte, Mittel und Wege zu finden, um noch 

vor Durchführung seiner großen Finanztransaktionen die für die Beschaffung der 

Lebensmittel im Auslande notwendigen Kredite vorschußweise zu beschaffen, um die 

Notenausgabe zu ersparen. 

Um den Schwankungen des Geldwertes ein Ende zu machen und die Valuta zu 

stabilisieren, ist Österreich ferner bereit, einer neuzubildenden Aktiengesellschaft, an der sich 

das ausländische Kapital zureichend beteiligt, das ausschließliche Recht der Notenausgabe zu 

verleihen, wobei eine gehörige Teilnahme Österreichs an der Verwaltung des neuen Institutes 

gesichert werden muß. Die neue Notenbank hätte die Verpflichtung zu übernehmen, den 
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festzusetzenden Goldkurswert der Krone aufrechtzuerhalten, und zwar auch in der Zeit vor 

der in Aussicht zu nehmenden künftigen Aufnahme der Barzahlungen. Die Relation, die für 

den künftigen Goldkurswert der Krone maßgebend zu sein hat, kann nicht festgelegt werden, 

bevor die Durchführung der Kredittransaktionen von den Delegierten des Finanzkomitees des 

Völkerbundes, die Gründung der Notenbank und die uns zu erteilenden Vorschüsse sowie die 

davon abhängende endgültige Höhe der Notenzirkulation feststehen. Die Relation ist daher 

späterer Feststellung, und zwar bei Gründung der Bank, vorbehalten. Die damit verbundene 

endgültige Herabsetzung des jetzt noch gesetzlichen Goldwertes der Krone ist ein schweres 

Opfer großer Kreise der österreichischen Bevölkerung. Dieses Opfer kann nur gebracht 

werden, wenn die Feststellung des Geldwertes auch wirklich definitiv und gesichert ist. Die 

endgültige Festsetzung einer neuen Geldeinheit ist also von der Durchführung sämtlicher 

Sanierungsmaßnahmen bedingt und könnte ohne sie nicht in Aussicht genommen werden. 

Zur Sicherung der ausländischen Kredite sowie zur Sicherung der Schulden des Staates 

gegenüber der neuen Notenbank, welche die österreichische Notenzirkulation gänzlich als 

eigenes Passivum zu übernehmen haben wird, wird die österreichische Regierung, wie schon 

in den bisherigen Verhandlungen in London und Paris in Aussicht genommen, Einnahmen 

aus bestimmten Quellen zur Verfügung stellen, wofür speziell die Einkünfte aus dem 

Tabakmonopol und aus dem Zollgefälle, gegebenenfalls auch die Einnahmen aus den 

Staatsforsten in Aussicht genommen werden könnten. Zur Stärkung der Stellung der 

Notenbank wird der Staat die ihm etwa aus der Liquidation der Österreichisch-ungarischen 

Bank zufallenden Aktiven der neuen Bank übergeben, welche ihn entsprechend dem Werte 

von der Notenschuld entlasten wird. Ebenso wird der Staat Bareingänge, die ihm aus der 

Veräußerung von staatlichen Vermögenschaften zufließen sollten, zur Rückzahlung auf seine 

Schuld an die Bank verwenden. Die Kontrolle über die Verwendung der verpfändeten 

Einkünfte sowie über die Ausführung aller übrigen Teile des vereinbarten Finanzprogramms 

soll von einem aus Delegierten des Finanzkomitees des Völkerbundes zusammengesetzten 

Komitee unter Mitwirkung der österreichischen Regierung oder ihrer dazu bestellten Vertreter 

ausgeübt werden. Außerdem ist Österreich damit einverstanden, den Kreditgebern eine 

besonders wirksame moralische und wirtschaftliche Garantie dadurch zu gewähren, daß alles 

unbewegliche Privatvermögen in Österreich mit 4 Prozent seines Vorkriegswertes mit einem 

gesetzlichen Pfandrechte zu Gunsten der erwähnten Kreditgeber belastet wird, so daß der 

Realbesitz für Zinsen und Kapitalsraten der Sanierungsschulden subsidiär in dem Falle haftet, 

wenn die speziell verpfändeten sowie die übrigen Staatseinnahmen für den Dienst dieser 

Anleihe nicht auskommen sollten. Dieses allgemeine gesetzliche Pfandrecht soll ohne 
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Rücksicht auf sonstige grundbücherlich eingetragene Pfandrechte an erster Stelle stehen. 

Die österreichische Regierung hat für die nächsten zwei Jahre einen Plan aufgestellt, um 

unter Heranziehung aller Steuerquellen und fortschreitendem Abbau der 

Lebensmittelsubsidien die Herstellung des Gleichgewichtes im Staatshaushalte 

herbeizuführen. Trotz weitgehender, fast an die Grenze des Möglichen reichender 

Anspannung wird in den nächsten zwei Jahren ein Abgang sich ergeben, zu dessen 

Bedeckung weitere Kreditoperationen erforderlich sein werden. Nach der Absicht der 

Delegierten des Finanzkomitees des Völkerbundes soll dasjenige, was nicht durch die 

Lebensmittelkredite und die Steuereingänge bedeckt oder durch Ersparungen hereingebracht 

werden kann, durch innere Anleiheoperationen aufgebracht werden. Österreich ist damit 

einverstanden, muß aber zu bedenken geben, daß an den inneren Kapitalmarkt mit Erfolg erst 

herangetreten werden kann, wenn der Kredit Österreichs und das Vertrauen in den Wert der 

Krone wieder hergestellt sind. Es ist also erst die vollständige Sicherheit der Durchführung 

des gesamten Finanzprogramms zu erreichen, bevor gehofft werden kann, innere Anleihen 

mit Erfolg zu placieren. Andererseits wird, sobald das Vertrauen in den Staat, seine Gebarung 

und sein Geld mit internationaler Hilfe und unter Mitarbeit der Vertreter des Finanzkomitees 

des Völkerbundes befestigt ist, es keiner Zwangsmaßnahmen bedürfen, um die 

österreichischen Geldbesitzer zur Zeichnung von Staatsanleihen zu vermögen. Um aber dem 

Finanzkomitee des Völkerbundes die verlangte möglichste Sicherheit zu gewähren, daß die 

erforderlichen Kapitalien auch durch inländische Anleiheoperationen, soweit nötig, werden 

aufgebracht werden, erklärt sich Österreich schon jetzt bereit, die Aufbringung der inneren 

Mittel durch eine weitere 2proz. Vorzugshypothekarbelastung des österreichischen privaten 

Realbesitzes zu garantieren. 

Beide erwähnten allgemeine Garantiehypotheken sollen bereits auf die neue Währung 

lauten und damit zum Ausdruck bringen, daß sie von der vorherigen Sicherstellung der 

Sanierung des Staatshaushaltes und der Währung bedingt sind. 

Was die übrigen von den Delegierten des Finanzkomitees des Völkerbundes in ihrem 

Memorandum vom 28. April 1921 gewünschten Maßnahmen zur Wiederherstellung des 

normalen Ganges der Volkswirtschaft anlangt, so ist die österreichische Verwaltung bereit, 

ihnen so rasch als bei Schonung der Notleidenden möglich, zu entsprechen, zumal diese 

Wünsche im ganzen der Richtung entsprechen, die die Regierung schon bisher einzuhalten 

sich bemüht hat.“ 

Redner erläutert die einzelnen Punkte der Antwortnote des näheren und geht in die Details 

der auf Grund des Finanzplanes zu treffenden budgetären Maßnahmen ein, welche in solche, 
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die zur dauernden Ordnung des Budgets im Laufe von etwa zwei Jahren und solche 

Maßnahmen zerfallen, die schon im Finanzjahr 1921/22 zu treffen wären. 

Für die dauernde Ordnung des Budgets kämen folgende Maßnahmen in Betracht: Der 

vollständige Wegfall der staatlichen Subventionen für Volksernährung, Personalverfügungen 

verschiedener Art zum Abbau des Personals und Eintritt des Beharrungszustandes für 

Personalausgaben, Einnahmensteigerungen und endlich die Minderung der Staatsausgaben. 

Einnahmesteigerungen sollen erzielt werden bei den direkten Steuern durch intensivere 

Veranlagung und durch eine dauernde Vermögenssteuer ab 1923. Bei den Zöllen sei an ein 

neues System gedacht, an eine Scheidung des Tarifes nach Handels- und finanzpolitischer 

Richtung. Die Verbrauchssteuern, und zwar Getränkesteuern, Zuckersteuer, Mineralöl- und 

Zündmittelsteuer sollen gleichfalls erhöht werden. Was das Gebührenwesen anbelange, sollen 

außer sonstigen Gebührensteigerungen die Eisenbahnverkehrssteuern und die 

Warenumsatzsteuer ausgestaltet werden. Weiters seien vorgesehen eine Erhöhung der 

geltenden Tabakpreise um 100 Prozent, eine Steigerung des Ertrages aus dem Salzgefälle 

durch technische Vorkehrungen und Förderung des Exportes, sodann eine Erhöhung der 

Personen- und Frachttarife bei den Staatsbahnen, sowie der gegenwärtigen Tarife für Post, 

Telegraph und Telephon, eine Steigerung des Ertrages der Staatsforste und schließlich 

Ökonomisierung der staatlichen Industriewerke und die Beseitigung ihres Defizits. 

Was die Minderung der Staatsausgaben anbelange, komme in Betracht die Konzentration 

der Zentralverwaltung sowie intensivere Ausnützung der menschlichen Arbeitskraft. Der 

Achtstundentag solle mindestens einer wirklichen achtstündigen Arbeitszeit entsprechen. Die 

Beseitigung der zentralen Bewirtschaftung und Aufhebung aller Verkehrshemmungen hätte 

rasch zu erfolgen. Eine ökonomische Wirtschaftsführung hätte platzzugreifen, bei welcher 

dauernde Ausgaben durch dauernde Einnahmen gedeckt sein müßten. 

Redner bespricht sodann die bereits im kommenden Finanzjahr 1921/22 zu treffenden 

Maßnahmen und stellt fest, daß, soweit sich ein Überblick ermöglichen lasse, mit 

Staatsausgaben von 114 Milliarden Kronen gerechnet werden müsse. Hiezu kämen noch 4 

Milliarden als Zinsenerfordernis für die angestrebten Inlands- und Auslandsanleihen. Wenn 

auch angenommen werden könne, daß im Laufe des kommenden Budgetjahres durch 

Erhöhung der Lebensmittelpreise die Hälfte der bisher hiefür erwachsenen Ausgaben, mithin 

also etwa 13 Milliarden Kronen, erspart werden und daß die einzuführenden Lebensmittel (im 

Werte von etwa 30 Milliarden Kronen) aus einer Auslandsanleihe bezahlt werden könnten, 

müßte für die Bedeckung von Ausgaben von wenigstens 101 Milliarden Kronen anderweitig 

Vorsorge getroffen werden. Redner erörtert die für das erste Jahr in Aussicht genommenen 
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Einnahmen, die sich aus einer neuerlichen Erhöhung der Getränkesteuern, der Gebühren, der 

automatischen Eisenbahnverkehrssteuern und Zollzuschläge, einer intensiveren Veranlagung 

der direkten Steuern, einer Erhöhung der Tabakverschleißpreise um 50 Prozent, dann aus 

Erhöhungen der Staatsbahntarife und jener für Post, Telephon und Telegraph 

zusammensetzen und ein Erträgnis von 101 Milliarden Kronen erwarten lassen. Es erübrige 

sohin immer noch ein Defizit von 17 Milliarden Kronen, für welches durch eine innere 

Anleihe die Bedeckung gesucht werden müßte. 

Redner gibt sodann seiner Überzeugung Ausdruck, daß die Ausführung dieses 

Finanzprogramms der staatlichen wie der Volkswirtschaft die Möglichkeit einer 

Wiederaufrichtung bieten würde. Sobald die Parteien sich auf dieses Programm verpflichtet 

haben würden, werden die Delegierten des Finanzkomitees letzterem ihre Vorschläge 

erstatten, worauf der Völkerbund versuchen werde, Österreich die erstrebten Kredite zu 

vermitteln. Es sei zu hoffen, daß auch vor diesem Zeitpunkte bereits Vorschüsse geleistet 

werden würden. Wenngleich es nicht sicher sei, ob sich die Absichten der Finanzdelegierten 

im vollen Umfang werden verwirklichen lassen, dürfe die Regierung doch diese Möglichkeit 

einer Sanierung unserer finanziellen Lage nicht aus der Hand geben. Im Falle des Mißlingens 

würde die Regierung eben ihre volle Handlungsfreiheit wieder erlangen. 

Der sprechende Bundesminister richtet sodann einen eindringlichen Appell an die 

Mitglieder des Kabinetts, sie mögen eingedenk der in der Sitzung vom 22. November v. J. 

gemachten Zusage, eine Ersparungskoalition bilden zu wollen, in ihren Ressorts auf allen 

Gebieten der Verwaltung energische Abbau- und Ersparungsmaßnahmen durchführen und 

alle nicht unbedingt notwendigen Ausgaben zurückstellen, insbesondere mich alle 

Subventionen, die nicht werbendes Kapital darstellen. Im besonderen wendet sich Redner an 

den Bundesminister für Verkehrswesen mit der Bitte, auf sein Personal wegen Zurückstellung 

der von diesem neuerdings erhobenen Forderungen Einfluß zu nehmen, deren Erfüllung eine 

Mehrbelastung des Budgets um neue 9 Milliarden Kronen zur Folge haben würde, was als 

durchaus unerträglich bezeichnet werden müsse. Er bitte zur Kenntnis zu nehmen, daß das 

Finanzministerium bis auf weiteres grundsätzlich alle nicht absolut einwandfrei begründeten 

Forderungen der Ressorts ablehnen werde. Er ersucht weiters, in obigem Sinne auch auf die 

politischen Parteien entsprechenden Einfluß zu nehmen. 

Der V o r s i t z e n d e resümiert, daß das Referat des Bundesministers für Finanzen aus 

zwei Teilen bestehe, nämlich aus der den Delegierten des Finanzkomitees zu erteilenden 

Antwort und aus einem an die Mitglieder der Regierung und die Parteien gerichteten Appell, 

sich die Verpflichtung zur größtmöglichen Sparsamkeit vor Augen zu halten. Schon im 
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Interesse der eigenen Existenz müßten die Mitglieder der Regierung den Bundesminister für 

Finanzen ersuchen, hart zu sein und hart zu bleiben. Redner werde für seine Person den 

Finanzminister nach Kräften unterstützen, und zwar auch gegenüber den politischen Parteien. 

B.-M. Dr. G r i m m kommt sodann auf die bisherige Tätigkeit der Ersparungskommission 

zu sprechen. Er tritt dafür ein, daß auf die Ersparungskommission in dem Sinne eingewirkt 

werden möge, in Angelegenheit der Beamtenforderungen den Organisationen sowie der 

Öffentlichkeit gegenüber energisch aufzutreten. Er halte es für rätlich, daß die 

Ersparungskommission entsprechende Informationen in der Presse veröffentlichen lasse, was 

die Regierung selbst schwer tun könnte. 

B.-M. V a u g o i n erbittet sich Aufklärungen zu einzelnen Aufstellungen des 

Finanzplanes und weist darauf hin, daß mit dem Aufhören der Abgabe aus Bundesmitteln 

verbilligter Lebensmittel bei den öffentlichen Angestellten neuerlich eine auf die Erhöhung 

ihrer Bezüge hinzielende Bewegung einsetzen werde. Es sei kaum zweifelhaft, daß auch die 

übrigen Festbesoldetengruppen, so die Industriearbeiter usw. unter Hinweis auf das zu 

gewärtigende rapide Anschwellen der Lebensmittelpreise einen Ausgleich durch Erhöhung 

ihrer Entlohnung fordern werden. Nach Meinung des Redners können die immer wieder 

auftauchenden Besoldungsforderungen der Bundesangestellten erst dann zum Stillstand 

kommen, wenn letztere einer parlamentarischen Einheitsfront gegenüber stehen würden. Die 

Angestellten, heute nach verschiedenen Kategorien, Berufen und Parteirichtungen organisiert, 

fänden dermalen immer bei einer der Parteien einen parlamentarischen Rückhalt und die 

übrigen Parteien seien eben mit Rücksicht auf ihre Wähler gezwungen, die Lohnbewegung 

mitzumachen. Es sei daher notwendig, die politischen Parteien zu einer einheitlichen 

Auffassung zu bringen und auf bestimmte und unverrückbare Richtlinien festzulegen. 

Vielleicht könnte eine von allen Parteien beschickte Organisation geschaffen werden, welche 

die Regierung vor der Impetuosität Einzelner zu schützen vermöchte. Redner fürchtet, daß die 

bloße Aufklärungsarbeit allein, in welcher Form immer sie unternommen werden möge, nicht 

zum Ziele führen werde, und meint, daß das Schwergewicht jedenfalls auf Verhandlungen mit 

den politischen Parteien gelegt werden müßte. 

B.-M. Dr. G r i m m erklärt die Ausführungen des Redners für vollkommen zutreffend und 

fügt bei, daß der Abbau der Lebensmittelpreise sich ja nicht unvermittelt vollziehen solle. Es 

werde viel darauf ankommen, den richtigen Moment zu erfassen, der jedenfalls so gewählt 

werden müsse, daß die Industrie eine gewisse Lohnerhöhung ertragen könne. Dann werde 

vielleicht auch für die Staatsangestellten etwas geschehen können. Redner kommt auf seinen 

früher gemachten Vorschlag zurück, wonach in den allernächsten Tagen seitens der 
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Regierung und der politischen Parteien auf die Eisenbahnangestellten Einfluß genommen 

werden solle, um neue Forderungen derselben hintanzuhalten, weiters daß die 

Ersparungskommission sich mit diesem Problem ernstlich befassen und ihre Beschlüsse 

publizistisch verwerten müsse. 

B.-M. Dr. P e s t a legt dar, daß die frühere Einführung der Besoldungsreform bei den 

Bundesbahnen deren Angestellte gegenüber den sonstigen Bundesangestellten habe ins 

Hintertreffen geraten lassen, denn letztere hätten unterdessen wiederholt Beförderungen 

durchgesetzt, die Eisenbahner naturgemäß aber nicht. Wenn die Finanzverwaltung einen 

geordneten Eisenbahnbetrieb wolle, dann müsse der im Vormonat gegebene Zuschuß auch im 

Mai und im Juni wieder bewilligt werden. 

Der Ministerrat stimmt den Vorschlägen des Bundesministers für Finanzen zu und 

genehmigt den Entwurf der den Vertretern der Finanzkommission des Völkerbundes zu 

erteilenden, das Finanzprogramm der österreichischen Regierung enthaltenden Antwort. 

Über Antrag des Ministerialrates Dr. S c h w a r z w a l d beschließt der Ministerrat 

weiters, daß die Delegierten der Finanzkommission ersucht werden mögen, dahin zu wirken, 

daß der ständige Vertreter der Finanzkommission in Wien möglichst bald seinen Aufenthalt 

hier nehme. 

 

2. 

Beschlüsse des Tiroler Landtages, betreffend die Aufnahme eines Anlehens von 10 bezw. 40 

Millionen Kronen zur Beschaffung eines Betriebskapitals für die neu errichtete Tiroler 

Landesbank. 

B.-M. Dr. R a m e k berichtet über die Beschlüsse des Tiroler Landtages vom 27. 

September 1919 und vom 20. Jänner 1921, betreffend die Aufnahme eines Anlehens von 10 

beziehungsweise 40 Millionen Kronen zur Beschaffung eines Betriebskapitals für die neu 

errichtete Tiroler Landesbank und legt dar, das Bundesministerium für Finanzen habe in 

Angelegenheit der Aufnahme der beiden Anleihen die Notwendigkeit betont, daß zunächst 

Aufklärungen darüber einzuholen wären, ob für die Sicherstellung, der beiden Anleihen 

Immobilien des Landes Tirol verpfändet worden seien, weil in diesem Falle eine 

Genehmigung der Anleihen seitens der Bundesregierung ohne vorherige Zustimmung der 

Reparationskommission nicht erfolgen könne. Andernfalls bestehe vom Standpunkte des 

Bundesministeriums für Finanzen gegen die Genehmigung der beiden Landtagsbeschlüsse 

kein Anstand. Da auch um die Zuerkennung der Pupillarqualifikation für die beiden Anleihen 

angesucht worden sei, werde die Landesregierung aufzufordern sein, die Statuten der 
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Landesbank zu modifizieren, da nur unter der Voraussetzung, daß gegen die Statuten keine 

Bedenken obwalten, den Landesanleihen diese Qualifikation zuerkannt werden könnte. 

Über Antrag des Redners beschließt der Ministerrat, den vorerwähnten beiden 

Landtagsbeschlüssen die Genehmigung zu erteilen, soferne zur Sicherstellung der Anleihen 

Immobilien des Landes Tirol nicht verpfändet wurden. 

 

3. 

Anhaltung von Weizentransporten in Aachen durch die interalliierten Besatzungsbehörden. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r berichtet, er habe soeben die Verständigung erhalten, daß ein 

auf dem Wege von Antwerpen befindlicher, für Österreich bestimmter Weizentransport von 

78 Waggons durch die interalliierten Besatzungsbehörden in Aachen festgehalten worden sei 

und nicht weiterrollen dürfe, bevor die von der C o m m i s s i o n  I n t e r a l l i é e in 

Coblenz verlangte Kaution im fünffachen Betrage des Warenwertes erlegt worden sei. Da auf 

die rechtzeitige Ankunft dieses Transportes der größte Wert gelegt werden müsse und weitere 

Transporte mit Überseeweizen demnächst zur Verfrachtung gelangen sollen - das Eintreffen 

der betreffenden Dampfer werde stündlich gewärtigt - erbitte Redner wegen ernster 

Gefährdung der österreichischen Approvisionierung eine sofortige diplomatische 

Intervention. 

Der Ministerrat beschließt in diesem Sinne. 
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Ministerprotokoll Nr. 79 vom 5. Mai 1921 
Ma: entschuldigt 
Grimm: Bisher die Finanzaufstellung des Finanzprogramms erfolgt. Am 24. Mitteilung 
bekommen von Delegierten des Völkerbundes. Aufstellung wie wir unser Budget verbessern 
wollen. Der Plan geht dahin, gleichzeitiges Zusammenwirken von 2 Maßnahmen. Mit unserer 
Anleihe und Errichtung einer Notenbank zu Stabilisierung der Krone. Budget auf 100 Ml. zu 
rstring. 
Wir haben dieses Programm noch nicht überreicht, nur das am 28. übergebene 
Memorandum, das auch in den Zeitungen publiziert. Die Delegierten haben verlangt, dass 
Finanzprogramm angenommen werden muss. Die Zustimmung der Parteien zu haben, sehr 
wichtig. Die Sozialisten werden wohl im Wesentlichen im Effekt beistimmen. 
Die Grundlinien der Note müsste wenigstens von den Parteien angenommen, müssten auch 
formell akzeptiert werden von den Parteien, so dass wir auf dieses Einverständnis hinweisen 
können. 
Mayr: Die Sozialisten sagen unmöglich heute, erst morgen. Ich spreche mit Seitz, der im 
großen und ganzen akzeptiert. Aber eine Reihe von Bemerkungen, die auch schriftlich 
kommen, insbesondere für den Fall, dass sie zur Regierung kommen, verpflichten sie sich zur 
Durchführung. 
Grimm: Die allgemeinen Grundzüge können glatt angenommen werden. Eine Belastung ist ja 
nur für Chrsz. 
liest:     Das Memorandum vom 23.4. brauche ich nicht vorzulesen. Aber ich glaube, dass wir 
vermeiden müssen … 
II Das ist ein ganz besonderer Wunsch Gü gewesen, ich hatte Bedenken, weil wir uns stark 
binden, wenn wir aber nur solche verkaufen, die extraord. laufen, dann wäre es ganz gewiss 
eine zweckmäßige Verwendung 
III Dieses Communiqué haben wir uns so vorgestellt, dass eine gleiche Anzahl des 
Finanzkomites und der Regierung. Das haben die Delegierten aufmerksam gemacht, dass sie 
die Interessen des Auslandes zu wahren haben und auf gleiche Stimmenzahl nicht einlassen 
können. Nun soll punktweise festgestellt werden. In welchem Fall die österr. nur beratend und 
wenn entscheidendes Votum haben. Aber auch bei bloß constelt. Appellationsrecht wäre 
vorbehalten. Für Minister, Vertreter des Parl. und des Realbesitzes. 
4/I Von den Parteien schon angenommen. Für den Zinsdienst die sichergestellten Einnahmen 
werden die Einnahmen ausreichen. Es werden keine Obligationen ausgestellt werden und 
keine Pfandbriefe. 
II Daten. Budget für 100 Ml. zu restring. 
Zur Regelung der priv. Vorkriegsschulden. Für die Valorisierung der Kreditschulden müssen 
vom Staat Zuschüsse geleistet werden. Für Zinsendienst und Erfordernis und inneren 
Anleihen. Zinsenerfordernis 7 Mill. davon schon 3 Mill präl,. so dass Differenz ca 4 Mill, das 
sind 109 und nun kommt die Ziffer von 9 Mill für die Staatsbediensteten. Wir haben darauf 
aufmerksam gemacht. 118 Ml hätten wir dann Ausgaben. Wenn diese 9 Ml. zugestanden 
werden, dann haben wir für den Abbau des Defizits … 
Nach heutigem Stand. Kurse und Preise vom März: Zuschüsse auf die Hälfte vermindert.  
Unter der Voraussetzung dass die Krone fest bleibt. 500 M. direkte Stützung 
Zollzuschläge 1 ½, , Tabakverschleißpr. 50 % erhöht: 4 ½ Ml. Staatsbahntarife nicht linear 
sondern systemal … Post, Telgr. 101 Mi. daher: 17 Mi übrig, die durch innere Anleihen 
aufgebracht werden müssen. Herantritt an Markt und freiwillige Zeichner und 
Zwangsmaßnahme. 
5: Das haben die Delegierten als conditio sine … erklärt.  Das ist eine Hypothek, die reell ist. 
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Das ist eine Leistung die der Grundbesitz zu präst. haben wird. Industrie, Landwirtschaft 
Hausbesitz wird getroffen, damit auch die Banken. Die Sozialisten werden das akzeptieren. 
Ich habe mitgeteilt, dass das der Fertigung der Parteien bedarf. Damit wäre ein Baustein 
aufgeführt, an dem der Staat und die Volkswirtschaft sich wird aufrichten können. Die 
Delegierten des Finanzkomitees würden diesem ihre Vorschläge unterbreiten. Der 
Völkerbund wird versuchen, uns diese Kredite zu verschaffen, bis dahin Vorschüsse, ob das 
gelingen wird? Wir dürfen eine Möglichkeit der Sanierung nicht aus der Hand lassen. Gelingt 
es nicht, so haben wir die Freiheit des Handels. Ich richte die eindringliche Bitte, was wir am 
22.11- gelobt haben- Das wird eine Ersparungskoalition. Energische Abbaumaßnahme. Und 
mit allem sparen, was nicht unbedingt notwendig. Wenn man einsichtig ist, wird Vieles als 
nicht notwendig bezeichnet werden müssen. Verwaltungsausgaben, es wird nicht ernst 
genommen. Z.B. was getrieben wird in den einzelnen Ressorts, damit muss unbedingt 
gebrochen werden. 
Wir halten die Krone 2 Monate aus. Ich richte den dringenden Appell an den Herrn 
Eisenbahnminister, dass die 9 Ml. abgewendet werden. Das wären 37 Ml. Personalauslagen. 
Das ist nicht auszuhalten. Ich bitte auch auf die Parteien einzuwirken, dass mit Verlangen 
zurückgehalten wird. Subventionen, alle die nicht Invest. sollen zurückgestellt werden. Ich 
werde genötigt sein alle Ausgabenerhöhungen abzulehnen. Es muss das FM der Hort sein, an 
dem alles gelegen ist, dass die Sanierung zustande kommt. Wir werden vielleicht zu dem 
Erfolg kommen, wenn kein Druck auf das F.M. ausgeübt wird. Zunächst werden Forderungen 
der Ressorts abgelehnt werden. 
Mayr: Das Referat hat 2 Teile. Antwort an die Delegierten heute zu genehmigen. Appell an 
die Regierung und Parteien wegen Sparsamkeit. Wir müssen im Interesse unserer eigenen 
Existenz dem F.M. zurufen hart zu sein und hart zu bleiben. Ich werde den Herrn FM 
unterstützen wo ich kann. Auch gegenüber den politischen Parteien. 
Grimm: Bitte um Einwirkung auf die Ersparungskommission. Die bisherige Tätigkeit hat 
gezeigt, auf welchem Weg sie wandelt. Bezüglich der Beamtenfrage soll sie an die 
Öffentlichkeit sich wenden. Die Regierung kann das selber schwer tun. Die 
Ersparungskommission soll Artikel publizieren und den Unterschied zwischen Industrie und 
Staatswirtschaft, bei den Delegierten hat das einen Eindruck gemacht. 
Mayr: Man muss den Präsidenten und Vizepräsidenten der Ersparungskommission herbitten 
und Richtlinien geben. 
Grimm: Wegen der Beamten soll man gleich einsetzen. Morgen ist eine Sitzung bei der 
Ersparungskommission. 
Vaugoin: Zum Beschluss selbst. Ich richte Anfrage. Dieser Plan sagt vor allem, dass der 
Abbau der Staatzuschüsse für die Lebensmittel erfolgt. Das kann doch nur dann erfolgen, 
wenn die Stabilität der Krone. Wenn man das zusammen nimmt mit dem Feststehen mit dem 
Besoldungsverhältnis, das kompl. Wenn Steigerung der Lebensmittelpreise eintritt, da gibt es 
nur einen Weg. Die Frage der Regulierung der Gehälter hängt damit zusammen, dass die 
Angestellten in verschiedenen Kategorien und Parteien organisiert sind und dass die 
radikalsten die der Eisenbahner einfach unzugänglich ist. Die anderen sind nicht die 
Radikalisten. Es wird notwendig, dass ein Einvernehmen aller 3 Parteien erzielt wird. Man 
müsste da ein Forum schaffen. Solange die Beamten wissen, dass sie da oder dort ein 
Verständnis finden, dann kann man nicht bremsen. Es müssen Sicherungen zwischen den 
Parteien gemacht werden, ein Instrument aus den Personalen die die Regierung vor der 
Impetuosität Einzelner schützen müssen. Es geht nicht durch Erklärung und Versammlung, 
sondern nur dadurch, dass die Berufe fakt. gemeinsam bremsen. Wenn Tomschik … dann 
werden die Leute nicht den Rückhalt haben. Das Kabinett und Ersparungskommission über 
die die nicht lachten ist das nicht imstande. Junktim besteht zwischen Lebensmittelpreisen und 
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Beamtenstreik wie eine kommunizierende Röhre. Für die christlichsoziale Partei ist es eine 
schwere Belastung die Hypothezierung auf sich zu nehmen. Aber war der Erfolg. ich möchte 
mich da informieren. Es heißt die Schätzung des Verkehrsministeriums sei: wenn bei der 2. 
Hypothezierung mit 2 %, dann werden die inneren Anleihen so gering sein, dass nicht der 
Rede wert. Wenn man die 40.000 heuer mit 2 % in der neuen Währung leistet. 
Grimm: Die Hypothezierung: erfolgt erst in neuer Währung, wenn alles feststeht. 
Vaugoin: Ich bin aufgeklärt ich denke 
Grimm: Der Herr Minister hat das Junktim zwischen Lebensmittelabbau und 
Beitragserhöhung berührt vollkommen zutreffend. Das ist ein anderes Ziel, das wir in 1 ½ 
Jahren erreichen. Beim Mehlpreis müssen wir immer aufgrund von Verhandlung den Moment 
wählen, dass die Löhne von der Industrie getragen werden können. Es werden gewiss Fälle 
vorkommen, da es sich nicht mit Löhnen ausdrücken lässt. Nur größere Erhöhungen werden 
sich im Lohn ausdrücken dürfen. Die Staatsbediensteten werden der Industrie folgen. Wir 
werden vielleicht geneigt sein den Beamten Zuschüsse zu geben. Man wird das dem Umfang 
des Abbaus anpassen. Es wird in den allernächsten Tagen ein Zusammentritt aller 3 Parteien 
nötig, um auf die Eisenbahner einzuwirken. Es muss von der Ersparungskommission 
publizistisch erörtert werden. 
Pesta: Die Eisenbahner werden nur als Schwarzer Peter angestrichen. Sie sind die 
Diszipliniertesten. Sie haben sich die  Bref. mit 31.12.19 geschafft und mit angesehen wie der 
ganze Unflat von Ernährung hinuntergeregelt ist. Die 9 Ml. von denen für die Eisenbahner 
um 2 ½ Ml. entfallen. Vergleichen Sie die weiblichen Bediensteten mit denen der 
Staatsbeamten. Wenn der FM einen geordneten Bahnbetrieb will, dann muss ich diesen 
Zuschuss im Mai und im Juni haben. 
Mayr: Wir müssen abstimmen ob wir das wollen oder nicht zur Sache 
Pesta: Nachricht vom obersten Direktor ----entweder ein Zusammenwirken. Abg. Laimer sieht 
nicht ein warum gerade die oberste Verwaltung aktiv ist 
Mayr: Einverstanden, dass der Kabinettsrat zustimmt. 
Genehmigt 
Schwarzwald: 1) Wir nehmen an, dass einverstanden, dass die defin. Note der Öffentlichkeit 
gegenüber etwas milder mitgeteilt wird. 2) Die Bitte. Die Delegierten zu bitten jene Herren, 
die sich ständig hier aufhalten werden, dass jener Herr möglichst bald hier exponiert wird. 3) 
Mo Nachmittag werden die Herren schon wegfahren.  
Grimm: Dann geht es doch nicht, dass Herr Kiniser(?) wegfährt. Der ist natürlich 
fortgefahren. 
Ramek: Beschlüsse am 7.12. Tiroler Landtag, Landesbank 
Pupillarqualifikation Statutänderung – beide Beschlüsse genehmigt 
Grünberger: Vorfall. Die Ereignisse im Ruhrrevier. Telegr. Haag. 78 Wagen Weizen in 
Aachen festgehalten. Bis Kaution erlegt worden ist. Die Intervention ist sofort notwendig. 
Dass das Auswärtige Amt sofort interveniert. 
Zugestimmt. 

 




































